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Antwort des Staatsrats auf einen parlamentarischen Vorstoss 
— 

Anfrage de Weck Antoinette / Kubski Grégoire 2021-CE-128 
Mittelbedarf unserer Universität in einem vom Wettbewerb 
geprägten Umfeld 

I. Anfrage 

Die Universität muss alle fünf Jahre eine Mehrjahresplanung erstellen, in der ihre Ziele, die Rah-

menbedingungen, mit denen sie erreicht werden sollen, die benötigten Mittel, um sie zu erreichen, 

sowie die Methoden und Kriterien, mit denen geprüft werden kann, ob die Ziele erreicht wurden, 

festgelegt werden. Diese Mehrjahresplanung bildet die Grundlage für die Ausarbeitung der 

zwischen dem Staat und der Universität abzuschliessenden Zielvereinbarung, in der die jährlichen 

Globalbudgets für den Betrieb der Universität und für die Umsetzung der Zielvereinbarung sowie 

die Investitionskredite festgelegt werden. Der Staatsrat wird bald über diese Mehrjahresplanung 

entscheiden müssen. Im Hinblick auf diesen Entscheid ist es wichtig, ihn darauf hinzuweisen, dass 

die verschiedenen im Grossen Rat vertretenen Parteien sich für die Stärkung der Wettbewerbsfähig-

keit unserer Universität einsetzen. Minimalistische Finanzierungen und halbherzige Massnahmen 

wie bei der bisherigen Finanzierung reichen nicht aus, wenn unsere Universität in der schweizerischen 

Bildungslandschaft eine Spitzenposition einnehmen soll, umso mehr, als sie bereits die Studien-

gebühren erhöht hat, immer mehr Drittmittel einwerben konnte und interne Reformen eingeleitet 

hat. Der Ball soll nicht allein bei der Universität liegen. Als Standort einer ehrgeizigen universitären 

Hochschule muss unser Kanton die dazu nötigen Mittel bereitstellen. 

Im Vergleich mit den anderen Schweizer Universitäten liegt die Universität Freiburg beim 

Verhältnis der Studierendenzahlen zu den Ausgaben (ohne Drittmittel) weit hinter vergleichbaren 

Institutionen zurück. Während die Universität Freiburg insgesamt 22 000 Franken pro Student/in 

verfügt, stehen in vergleichbaren Universitäten (Basel, Lausanne, Bern, Genf; siehe Abbildung G2 

unten) über 30 000 Franken zur Verfügung. Basel, ebenso wie Zürich, verfügt über fast doppelt so 

viel. Auch wenn unsere Universität mit weniger Mitteln immer besser geworden ist, kann das nicht 

so weitergehen, und der Kanton muss die Verantwortung für seine Rolle hinsichtlich unserer 

Universität übernehmen. 
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Was den Anteil der vom Kanton getragenen Ausgaben am Gesamtbudget der Universität anbelangt 

(vgl. Abbildung G3 unten), so ist der Anteil des Kantons Freiburg geringer als derjenige der 

anderen Universitätskantone; nur die Kantone Luzern, St. Gallen und Tessin, die jedoch keine 

Volluniversitäten haben, weisen einen noch geringeren Anteil auf. So beträgt der Finanzierungs-

anteil des Kantons Freiburg (für das Jahr 2019) rund 43 %, während er sich im Kanton Waadt auf 

rund 63 % und im Kanton Bern auf rund 56 % beläuft; Genf (67 %) und Basel (63 %) liegen 

ebenfalls deutlich vor Freiburg. 

Die Universität hat ihrerseits bereits erhebliche Anstrengungen unternommen, indem sie die 

Studiengebühren erhöht und die Ressourcen innerhalb der Universität umverteilt hat. Der heutige 

Anteil des Kantons an der Finanzierung reicht jedoch nicht aus, damit Freiburg seine Stellung auf 

nationaler Ebene halten kann. 

Zudem ist mit dem Inkrafttreten der interkantonalen Vereinbarung über die Finanzierung der 

Universitäten mit dem Wegfall erheblicher Mittel aus anderen Kantonen zu rechnen. Der Staatsrat 

kann jedoch nicht einfach einen entsprechenden Betrag zahlen, um diese Verluste auszugleichen, da 

dies nur das gegenwärtige Budget aufrechterhalten, aber nicht verbessern würde. 

Ausgehend von dieser Feststellung ersuchen die Unterzeichnenden den Staatsrat um die 

Beantwortung folgender Fragen: 

1. Wie steht der Staatsrat zu der Tatsache, dass die Universität Freiburg im Verhältnis zur Zahl der 

Studierenden eines der kleinsten Budgets der Schweiz hat? 

2. Hat der Staatsrat nicht die Absicht, seine Beiträge zu erhöhen, um unsere Universität 

wettbewerbsfähig zu machen, und zwar über den Ausgleich der Verluste im Zusammenhang mit 

der Interkantonalen Vereinbarung hinaus? 

3. Welche Ziele verfolgt der Staatsrat mit unserer Universität? 

7. April 2021 
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II. Antwort des Staatsrats 

Der Staatsrat teilt die Meinung der Grossratsmitglieder hinsichtlich der Bedeutung der Universität 

für den Kanton Freiburg. Bildung ist für den Kanton Freiburg ein sehr wichtiges Gut, sowohl für 

seine nationale Positionierung wie auch als Motor für seine gesellschaftliche und wirtschaftliche 

Entwicklung. In seinem Regierungsprogramm für die Legislaturperiode 2017-2021 hat der Staatsrat 

mehrere Bereiche im Zusammenhang mit der tertiären Bildung zu seinen Prioritäten erklärt, 

darunter das Hauptprojekt 1 «Freiburg setzt sich als Wirtschafts- und Innovationszentrum durch» 

sowie das Ziel 1.3 «Qualitativ hochstehende Ausbildung und Zweisprachigkeit fördern». Darin 

steht: «Mit der Unterstützung der Entwicklung von Lehr- und Forschungsprogrammen, der 

Governance, der Integration in die nationalen und internationalen Netzwerke für Forschung und 

wissenschaftliche Dokumentation, der aktiven Teilnahme an nationalen und europäischen 

Bildungs- und Forschungs-/Innovationsprogrammen können die Freiburger Hochschulen ihren 

Platz im schweizerischen und internationalen tertiären Bildungssystem sichern.»  

Vor diesem Hintergrund beantwortet der Staatsrat die in der Anfrage gestellten Fragen wie folgt: 

1. Wie steht der Staatsrat zu der Tatsache, dass die Universität Freiburg im Verhältnis zur Zahl 

der Studierenden eines der kleinsten Budgets der Schweiz hat? 

Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass die finanzielle Leistungsfähigkeit des Kantons Freiburg nicht 

mit derjenigen der Kantone vergleichbar ist, die in der in der Anfrage vorgelegten Tabelle an der 

Spitze stehen. Die Universitäten Genf, Zürich und Basel werden im Rahmen des Finanzausgleichs 

zwischen Bund und Kantonen jeweils von einem Geberkanton unterstützt, wie die folgende Tabelle 

zeigt:   
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Finanzausgleichszahlungen (insgesamt und pro Kopf) und Ressourcenindizes 2021-20201 

Somit verfügen diese Kantone über eine wesentlich höhere Finanzkraft als der Kanton Freiburg. 

Obwohl die Kantone Waadt und Bern zu den Nutzniessern des Finanzausgleichs gehören 

(891 Franken pro Kopf für den Kanton Bern bzw. 111 Franken pro Kopf für den Kanton Waadt im 

Jahr 2021), ist der Betrag pro Einwohnerin oder Einwohner deutlich niedriger als derjenige, den der 

Kanton Freiburg pro Kopf erhält (1470 Franken pro Kopf im Jahr 2021). Es sei auch darauf hinge-

wiesen, dass nur vier Kantone stärker vom Finanzausgleich profitieren als der Kanton Freiburg: 

Wallis, Jura, Glarus und Uri, die über keine kantonale Universität verfügen. 

Obwohl der Kanton Freiburg zu den finanzschwächsten Kantonen der Schweiz gehört, verfügt er 

mit einer Volluniversität, vier Standorten der Fachhochschule Westschweiz (HTA, HSA, HSW, 

HfG) und einer Pädagogischen Hochschule (HEP|PH FR) über eine beachtliche Konzentration von 

Hochschulen auf seinem Gebiet. In Anbetracht der Bevölkerungszahl und der finanziellen Möglich-

keiten des Kantons sind die Gesamtinvestitionen in die Hochschulbildung daher besonders hoch. Im 

interkantonalen Vergleich ist Freiburg der Kanton, der im Verhältnis zu seinem BIP am meisten für 

die Bildung ausgibt, nämlich 8,3 % (5000 Franken pro Einwohner), gegenüber beispielsweise 4 % 

in Basel-Stadt:
 
 

                                                

1https://www.efd.admin.ch/efd/de/home/das-efd/nsb-news_list.msg-id-81083.html, Tabelle der Eidgenössischen 

Finanzverwaltung: https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/63755.pdf 

https://www.efd.admin.ch/efd/de/home/das-efd/nsb-news_list.msg-id-81083.html
https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/63755.pdf
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Öffentliche Bildungsausgaben in Franken pro Einwohner/in und BIP im2 

Was den Anteil der öffentlichen Bildungsausgaben im Verhältnis zu den Gesamtausgaben betrifft, 

so liegt der Kanton Freiburg mit 34,6 % im Jahr 2018 ebenfalls an der Spitze, wie das BFS mitteilt: 

Öffentliche Bildungsausgaben im Verhältnis zu den Gesamtausgaben im 20183 

                                                

2 Quelle: https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/bildung-wissenschaft/bildungsfinanzen/oeffentliche-

bildungsausgaben.assetdetail.15544883.html 
3 Quelle: https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/bildung-wissenschaft/bildungsfinanzen/oeffentliche-

bildungsausgaben.html  
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https://www.bfs.admin.ch/bfs/fr/home/statistiques/education-science/finances-systeme/depenses-publiques.assetdetail.15544883.html
https://www.bfs.admin.ch/bfs/fr/home/statistiques/education-science/finances-systeme/depenses-publiques.assetdetail.15544883.html
https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/bildung-wissenschaft/bildungsfinanzen/oeffentliche-bildungsausgaben.html
https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/bildung-wissenschaft/bildungsfinanzen/oeffentliche-bildungsausgaben.html
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In Übereinstimmung mit seinem Regierungsprogramm hatte der Staatsrat in seinem Fünfjahres-

finanzplan einen Anstieg der bildungsbezogenen Nettoausgaben von durchschnittlich 3,2 % pro 

Jahr im Zeitraum 2018-2021 vorgesehen. Besonders hervorzuheben ist, dass die Nettoausgaben für 

den Hochschulbereich im Jahresdurchschnitt stärker gestiegen sind (+4,8 %) als die Ausgaben für 

das Bildungswesen insgesamt. Diese beträchtliche Investition muss im Gesamtzusammenhang mit 

den dem Kanton zur Verfügung stehenden Einnahmequellen gesehen werden, denn die gute 

Finanzlage des Kantons hinsichtlich der Verschuldung wird durch einen höheren 

Steuerausschöpfungsindex und ein niedrigeres Bruttoinlandsprodukt pro Kopf als im Schweizer 

Durchschnitt relativiert. 

Im Rahmen seines Finanzplans 2018-2021 musste der Staatsrat komplexe Interessenabwägungen 

vornehmen und schwierige Entscheidungen treffen, um den legitimen Bedürfnissen aller Bereiche 

des Staates Rechnung zu tragen. Obwohl er die Bildung als vorrangigen Bereich betrachtet, konnte 

er nicht allen diesbezüglichen Forderungen nachkommen. Für die Universität hat er eine deutliche 

Aufstockung der kantonalen Mittel genehmigt, die von 95.5 Mio. Franken im Budget des 

Jahres 2017 auf 114.2 Mio. Franken im Jahr 2021 steigen werden, was einer Zunahme von 20 % 

entspricht. Dieser erhebliche Anstieg ist jedoch hauptsächlich auf Lohnautomatismen und die 

Umsetzung laufender Projekte zurückzuführen. 

Die Universität Freiburg kann sich rühmen, zahlreiche Studierende von ausserhalb des Kantons 

Freiburg anzuziehen, die von ihrem Herkunftskanton finanziert werden. Dank ihrer hohen 

Attraktivität für Studierende aus anderen Kantonen (ca. 60 %) sowie für Studierende aus dem 

Ausland (15,7 %) profitiert die Universität Freiburg von einer substanziellen interkantonalen 

Finanzierung im Rahmen der heute gültigen Fassung der interkantonalen Vereinbarung über die 

Beiträge an die Ausbildungskosten von universitären Hochschulen (Interkantonale Universitäts-

vereinbarung, IUV). Die Beiträge der anderen Kantone belaufen sich auf 64 619 722 Franken 

für 2020 (62 930 080 Franken für 2019) bei einem Gesamtbetrag der Aufwendungen von 

230 709 641 Franken (235 195 878 Franken für 2019), was 28 % der Einnahmen ohne Drittmittel 

ausmacht. Der Kanton Freiburg, der sich mit 103 574 249 Franken zu 45 % am Budget der 

Universität beteiligt (107 689 299 Franken, d.h. 46 % für 2019), finanziert somit einen grösseren 

Anteil im Verhältnis zur Zahl der Freiburger Studierenden, die rund 24,3 % der Studierendenschaft 

der Universität ausmachen.  

Bezüglich des in der Anfrage erwähnten interkantonalen Vergleichs möchte der Staatsrat zudem 

darauf hinweisen, dass die Universitäten, die von ihrem Kanton stärker finanziert werden 

(Lausanne, Genf, Zürich, Bern und Basel), jeweils über eine vollständige medizinische Fakultät 

verfügen, die mit einem Universitätsspital verbunden ist. Dessen Kosten sind viel höher und dessen 

Aufgaben unterscheiden sich von der medizinischen Ausbildung an der Universität Freiburg in 

Zusammenarbeit mit dem HFR, einem nicht-universitären Kantonsspital mit allgemeinmedizini-

schem Auftrag. Die Einführung des Masterstudiums in Humanmedizin mit Ausrichtung auf die 

Hausarztmedizin an der Universität Freiburg bedeutet nicht, dass der Kanton das HFR in ein 

Universitätsspital umwandeln will, sondern bestätigt vielmehr die Stellung des HFR als lokal 

verankertes Spital. Zum Vergleich: Universitäten ohne medizinische Fakultät erhalten kantonale 

Fördermittel in der Grössenordnung von 25 % bis 50 %, wobei Freiburg ‒ mit Ausnahme von 

Neuenburg ‒ oben auf der Liste steht. Universitäten mit einer vollständigen medizinischen Fakultät 

werden zu 52 % bis 65 % von ihrem Trägerkanton finanziert. 
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2. Hat der Staatsrat nicht die Absicht, seine Beiträge zu erhöhen, um unsere Universität 

wettbewerbsfähig zu machen, und zwar über den Ausgleich der Verluste im Zusammenhang mit 

der Interkantonalen Vereinbarung hinaus? 

Der Staatsrat begrüsst ganz allgemein die Dynamik und die Qualität der Lehre und der Forschung 

an der Universität Freiburg, was sich auch in der Zunahme der Drittmittel in den letzten Jahren 

zeigt. Damit konnte sie ihre Fähigkeit unter Beweis stellen, sich in einem sehr wettbewerbsintensiven 

Umfeld gut zu positionieren. Im Bewusstsein der Bedeutung und des starken Wettbewerbs vor 

allem im Bereich der Forschung hat der Staatsrat der Universität ausserordentliche Finanzhilfen 

gewährt: So wurden im Jahr 2019 ausnahmsweise 8 Millionen Franken in den Forschungs- und 

Entwicklungsfonds (FEF) einbezahlt. Darüber hinaus hat der Staatsrat für die Jahre 2020 bis 2023 

einen ausserordentlichen Beitrag in Höhe von einer Million pro Jahr bereitgestellt. 

Wie bereits erwähnt, war die Einführung des Masterstudiengangs in Humanmedizin ein wichtiger 

Entwicklungsschritt für die Universität, die vom Kanton mit rund 7.5 Millionen Franken pro Jahr 

unterstützt wurde und wesentlich zur Entwicklung der gesamten Mathematisch-Naturwissenschaft-

lichen und Medizinischen Fakultät beitrug. 

Die neue Interkantonale Universitätsvereinbarung (IUV 2019) wurde von der Plenarversammlung 

der Schweizerischen Erziehungsdirektorenkonferenz (EDK) am 27. Juni 2019 verabschiedet. 

Derzeit laufen die kantonalen Beitrittsverfahren zu dieser Vereinbarung. Bis heute sind bereits 

19 Kantone sowie das Fürstentum Liechtenstein der Vereinbarung beigetreten. So hat der Vorstand 

der EDK am 2. September 2021 entschieden, dass sie am 1. Januar 2022 in Kraft tritt. Für den 

Kanton Freiburg hat das Inkrafttreten der neuen IUV negative finanzielle Auswirkungen, die sich 

auf jährlich 1.33 Millionen Franken belaufen dürften. Der Staatsrat beabsichtigt zwar, diesen 

Einnahmerückgang so gut wie möglich zu kompensieren, doch wird er zweifellos nicht in der Lage 

sein, die gesamten Einbussen der IUV-Beiträge auszugleichen, und es könnte notwendig sein, 

Prioritäten zu setzen und Anstrengungen auf allen Seiten zu unternehmen.  

Bei den Bauten schliesslich haben sich zwar einige Projekte verzögert, aber der Kanton hat den 

Ehrgeiz und die Mittel, um in den kommenden Jahren in die Entwicklung der Universität zu 

investieren. Die Bauarbeiten an der neuen Kantons- und Universitätsbibliothek (KUB) haben 

bereits begonnen. Die künftige KUB wird für die Studierenden und die gesamte Bevölkerung einen 

unbestreitbaren Mehrwert bringen. Der Zeitplan für den Bau des Gebäudes für die Rechtswissen-

schaftliche Fakultät, das Projekt «Thierryturm», sieht eine öffentliche Auflage im Jahr 2022 und ein 

Ausführungsprojekt im Jahr 2023 vor. Derzeit werden Projekte für die Sanierung des Chemiegebäu-

des auf der Perolles-Ebene analysiert, und der Bedarf an Räumlichkeiten für den Masterstudiengang 

in Medizin ist vollständig in das Projekt «Gesundheits- und Arbeitspol» im Sektor Bertigny im 

Rahmen des Baus eines neuen Gebäudes für das HFR integriert. 

3. Welche Ziele verfolgt der Staatsrat mit unserer Universität? 

Der Staatsrat möchte darauf hinweisen, dass in der laufenden Legislaturperiode erhebliche 

Anstrengungen zugunsten der Universität unternommen wurden: 

Vor allem die Schaffung des Masterstudiengangs in Medizin ist eine wichtige strategische 

Entwicklung für die Universität Freiburg. Zu diesem Zweck hat der Grosse Rat im Jahr 2016 auf 

Antrag des Staatsrates einen Betrag von 32 904 063 Franken für die Durchführung des Masters in 

Humanmedizin in den Jahren 2018 bis 2022 genehmigt. Dieser ehrgeizige und in der Schweiz 

einzigartige Studiengang mit seiner spezifischen Ausrichtung auf die Hausarztmedizin stärkt die 
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Wettbewerbsfähigkeit der Universität Freiburg in der schweizerischen Hochschullandschaft und hat 

auch zur allgemeinen Stärkung der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen und Medizinischen 

Fakultät beigetragen, die in den letzten Jahren einen deutlichen Zuwachs an Studierenden 

verzeichnet hat. Zudem entspricht die Ausrichtung auf die Hausarztmedizin den Bedürfnissen des 

Kantons und der allgemeinmedizinischen Ausrichtung des HFR und bestätigt damit die zentrale 

Rolle der Universität im sozioökonomischen Leben des Kantons. 

Der jüngste Entscheid, die Lehrpersonenausbildung unter dem Dach der Universität zu vereinen, 

gehört ebenfalls zum Bestreben des Staatsrats, die Universität zu stärken. Die konkreten Modalitä-

ten dieser Zusammenführung müssen noch diskutiert werden, aber die allgemeine Absicht des 

Staatsrates ist es, das Budget der PH auf die Universität zu übertragen. Mit diesen Mitteln soll, 

verbunden mit den bereits für das Institut für Lehrerinnen- und Lehrerbildung für die Sekundarstu-

fen (ILLB) und für das Departement für Sonderpädagogik (DSP) bereitgestellten Mitteln, die 

Schaffung eines starken und ehrgeizigen Kompetenzzentrums ermöglicht werden, das in der Lage 

sein wird, sich in der schweizerischen Landschaft der Lehrpersonenbildung eine Unique Selling 

Proposition zu sichern und sich von seinen Nachbarn, aber dennoch Konkurrenten, wie in diesem 

Bereich insbesondere Bern und Lausanne, zu unterscheiden.  

Die Ziele für die nächste Legislaturperiode werden in Zusammenarbeit mit der Universität auf der 

Grundlage ihrer «Strategie 2030» und der Mehrjahresplanung 2023-2027 festgelegt. Der Staatsrat 

ist zwar der Ansicht, dass die Universität für die Entwicklung des Kantons Freiburg prioritär und 

grundlegend ist, doch kann er nicht alle seine Mittel für eine einzige Institution bereitstellen. Die 

unsichere Finanzlage des Kantons, die durch die durch die Pandemie bedingte Krise und die in 

dieser Zeit getätigten massiven Investitionen noch verschärft wurde, lässt leider keine Zusagen für 

substanziellen Budgeterhöhungen für die kommenden Jahre zu. Im Rahmen der Verhandlungen 

über die mit der Universität zu unterzeichnende Zielvereinbarung 2023-2027 wird es notwendig 

sein, die Interessen aller Bereiche des Staates abzuwägen und ein akzeptables Gleichgewicht 

sowohl in finanzieller Hinsicht als auch in Bezug auf die soziale und wirtschaftliche Entwicklung 

des Kantons in den kommenden Jahren zu finden. 

Abschliessend möchte der Staatsrat seine Unterstützung für die Universität bekräftigen und 

bestätigen. Er anerkennt ihre zentrale Bedeutung für den Kanton Freiburg und wird weiterhin im 

Rahmen seiner Möglichkeiten in die Entwicklung dieser Institution und des gesamten 

Bildungssystems des Kantons investieren. 

6. September 2021 
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